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Senftenberg/Mühlberg. Die
Stadt Mühlberg (Elbe-Elster) hat
der Wasserverband Lausitz Be-
triebsführungs GmbH (WAL Be-
trieb) in Senftenberg (Oberspree-
wald-Lausitz) den Zuschlag für
die kaufmännische Betriebsfüh-
rung ihres Eigenbetriebes Ab-
wasser erteilt. Das teilte die Re-
mondis-Tochter WAL Betrieb am
Montag mit. Nach Angaben von
Geschäftsführer Marten Eger er-
bringen die Mitarbeiter von WAL
Betrieb bereits für über 30 Kom-
munen in den neuen Ländern
kaufmännische Dienstleistungen
wie Gebühren- und Wider-
spruchsmanagmement, Buchhal-
tung und das Erstellen von Wirt-
schaftsplänen. WAL Betrieb war
2006 gegründet worden, nach-
dem Remondis den Zuschlag für
die technische und kaufmänni-
sche Betriebsführung des Was-
serverbandes Lausitz in Senften-
berg erhalten hatte. pm/B.M.

Remondis-Tochter 
in Senftenberg rechnet 

für Mühlberger ab

Wiesbaden. Nach dem Rück-
schlag zum Sommerende hat sich
der deutsche Außenhandel im
September 2009 kräftig belebt.
Bereinigt um Saison- und Kalen-
dereffekte stieg der Wert der Aus-
fuhren im Vergleich zum schwa-
chen August um 3,8 Prozent und
der Wert der Einfuhren um
5,8 Prozent, wie das Statistische
Bundesamt am Montag in Wies-
baden mitteilte. Ökonomen hat-
ten den Ausfuhrrückgang um
1,8 Prozent im August als statis-
tikbedingten „Ausrutscher“ auf
dem Weg in den exportgetriebe-
nen Aufschwung bewertet. Der
Delle waren drei Wachstumsmo-
nate auf niedrigem Niveau vo-
rausgegangen, deren Trend sich
nun im September fortsetzte. Die
Einfuhren ziehen seit vier Mona-
ten in Folge wieder an. dpa/ab

Deutsche Exporte 
nach Sommerdelle 
wieder im Aufwind 

Berlin. Angesichts der staatli-
chen Milliardenhilfen für unter
Druck geratene Banken rechnet
die Mehrheit der Deutschen mit
einer Inflation. 56,7 Prozent der
Bundesbürger befürchten eine
Geldentwertung, wie eine am
Montag veröffentlichte Umfrage
des Marktforschungsinstituts
GfK ergab. Darüber hinaus habe
fast die Hälfte der mehr als Tau-
send Befragten wegen der Fi-
nanzkrise kein Vertrauen mehr
in die Banken (43,1 Prozent) und
in ihren persönlichen Bankbera-
ter (41,6 Prozent). Vor allem das
Vertrauen der älteren Bundes-
bürger sei erschüttert. AFP/ab

Mehr als die Hälfte der 
Deutschen befürchtet 
wegen Krise Inflation 

Gütersloh. Die Kluft zwischen
Beschäftigten mit mittleren und
niedrigen Löhnen ist in den ver-
gangenen Jahren weiter gewach-
sen. Ende der 90er-Jahre erziel-
ten Geringverdiener 64 Prozent
des Einkommens eines Arbeit-
nehmers mit mittlerem Einkom-
men, heute sind es nur noch
53 Prozent, wie eine am Montag
veröffentlichte Studie der Ber-
telsmann-Stiftung ergab. Dieser
Rückgang sei im internationalen
Vergleich der stärkste in 20 Län-
dern der Organisation für Ent-
wicklung und Zusammenarbeit. 

Die Lohnungleichheit in
Deutschland habe das Niveau
Großbritanniens und anderer
Länder erreicht, die bei der Be-
schäftigungspolitik weniger auf
den sozialen Ausgleich achteten,

heißt es in der Studie. In den
meisten anderen untersuchten
Ländern habe sich die Einkom-
mensschere dagegen nicht weiter
geöffnet. Dies gelte auch für die
USA, wo die Niedriglöhne aller-
dings weniger als die Hälfte mitt-
lerer Einkommen erreichen. 

Die Hartz-Gesetze und die
Agenda 2010 hätten den Arbeits-
markt flexibler gemacht, aber
auch Risiken geschaffen, heißt es
weiter. Diese trügen vor allem Ju-
gendliche, Ältere und Geringqua-
lifizierte. Die „ohnehin stark aus-
geprägte Kluft“ zwischen gut ab-
gesicherten Erwerbstätigen und
Arbeitslosen oder geringfügig Be-
schäftigten verschärfe sich. In
der Wirtschaftskrise zeige sich
dies vor allem am Rückgang der
Zeitarbeit. dpa/ab

Studie: Geringverdiener sind die 
Leidtragenden der Wirtschaftskrise

Berlin. Nach dem geplatzten
Opel-Verkauf rät Automobilex-
perte Ferdinand Dudenhöffer
von weiteren Staatshilfen für den
angeschlagenen Autobauer ab.
Staatliche Kredite an Opel unter
dem Mutterkonzern General Mo-
tors (GM) seien „um ein vielfa-
ches riskanter als bei Opel-Mag-
na“, erklärte Dudenhöffer. GM-
Opel sei „alles andere als ein Un-
ternehmen, das geordnete Struk-
turen besitzt“. Dudenhöffer emp-
fahl, die ausstehenden 900 Mil-
lionen Euro des Brückenkredits
so schnell wie möglich samt Zin-
sen zurückzuholen und die Opel-
Treuhand dann aufzulösen. Alles
andere sei „ein hoch riskanter
Einsatz von Steuergeld“. 

Seit über zwölf Monaten
schwimme GM mit Opel „ent-

scheidungslos durch die Krise“,
der Zustand des Unternehmens
sei schlechter als vor einem Jahr,
monierte Dudenhöffer. Der Um-
satz des Rüsselsheimer Autobau-
ers habe sich durch die Abwrack-
prämie lediglich „künstlich“ ver-
bessert. Im kommenden Jahr
drohe Opel dafür ein Verkaufs-
einbruch von gut 80 000 Fahr-
zeugen. 

Laut Medienberichten konnte
Opel indes dank gestiegener Um-
sätze durch die Abwrackprämie
seine Bargeldreserven deutlich
aufstocken. Aktuell verfügt der
Autobauer über einen Cash-Be-
stand von 1,75 Milliarden Euro,
hieß es. Damit sei das Unterneh-
men in der Lage, seinen Brücken-
kredit zunächst ohne fremde Hil-
fe zurückzuzahlen. dpa/ab

Autoexperte Dudenhöffer 
gegen weitere Staatshilfen für Opel 

Stahlproduktion auf Niveau von 1963 

Die Wirtschaftskrise drückt die deutsche Stahlproduktion – hier bei
ThyssenKrupp in Duisburg – auf das niedrigste Niveau seit 1963. Die
Rohstahlproduktion werde um 30 Prozent gegenüber 2008 auf rund
32 Millionen Tonnen zurückgehen, prognostizierte die Wirtschaftsver-
einigung Stahl. Grund sei, dass Branchen mit wichtigen Kunden der
Stahlindustrie besonders von der Krise betroffen seien. Foto: ddp

„Das Geld ist wohl weg“: Arcandor-Insolvenzverwalter macht Gläubigern wenig Hoffnung 

Kann sich der deutsche
Stromkunde noch sicher sein,
zu jeder Zeit genug Strom aus
dem Netz ziehen zu können,
wenn künftig Finanzinstitute
oder ausländische Netzbetrei-
ber für Höchstspannungsnet-
ze in Deutschland verantwort-
lich sind?

Ja, das kann jeder, Blackouts
sind nicht zu erwarten. Der
Verkauf der Netze bedeutet
mehr Wettbewerb, nicht not-
wendigerweise mehr Sicher-

heit. Es gibt
Unterneh-
men, die auf
Infrastruk-
tur speziali-
siert sind.
Wenn das
Netz an sol-
che Unter-
nehmen
verkauft
wird, kann
es sogar po-

sitive Auswirkungen auf die
Versorgungssicherheit haben.
Reine Kapitalunternehmen
haben allerdings in erster Li-
nie die Maximierung der Ren-
dite im Sinn, weniger die Ver-
sorgungssicherheit. 

Wie wird sich der Verkauf auf
die Strompreise auswirken?

Grundsätzlich bedeutet die
eigentumsrechtliche Tren-
nung von Stromproduktion
und -transport mehr Wettbe-
werb und damit potenziell sin-
kende Strompreise. Die Netz-
entgelte werden allerdings von
der Bundesnetzagentur über-
wacht, sodass eher keine ent-
lastende Wirkungen für die
Verbraucher zu erwarten sind. 

Was ist der Hintergrund des
Netzverkaufs und was beab-
sichtigt die EU damit?

Durch die eigentumsrechtli-
che Trennung will sie mehr
Wettbewerb auf dem deut-
schen Strommarkt und sin-

kende Strompreise erreichen. 

Was passiert im Störfall?
Was immer passiert: Es muss

so schnell wie möglich die Ver-
sorgungsicherheit wieder her-
gestellt werden, das verant-
wortliche Unternehmen haftet
für Schäden.

Welche Vorschriften gelten
hierzulande und wie ist garan-
tiert, dass sich ein ausländi-
sches Unternehmen, ob aus
Europa, Asien oder Amerika,
daran hält?

Grundsätzlich gelten erst
einmal die identischen Vor-
schriften, egal woher das Un-
ternehmen kommt. Man muss
allerdings verhindern, dass ein
neues Monopol oder Oligopol
entsteht, welches beispiels-
weise durch ausländische, gro-
ße Energieunternehmen ini-
tiert werden könnte. 

Wie sicher ist es, dass die Net-
ze sicher bleiben und die neu-
en Eigner entsprechend inves-
tieren?

Es muss sicher gestellt wer-
den, dass in ausreichendem
Maße in die Sicherheit der
Netze investiert wird. Notfalls
müsste dies die Bundesnetz-
agentur anordnen – aber dies
ist unabhängig von dem Eigen-
tümer der Netze und hängt
entscheidend von den Netz-
entgelten ab. Je mehr die Kon-
zerne hier sparen müssen, da-
mit die Stromkosten für die
Verbraucher gesenkt werden,
desto eher kann die Sicherheit
leiden.

Wie wird es beim Ausbau der
Stromnetze für die Aufnahme
der steigenden Einspeisung
aus erneuerbaren Energie-
quellen weitergehen und wie
werden die Interessen der
Bürger dabei berücksichtigt?

Die Netze müssen dringend
ausgebaut werden, um die er-
neuerbaren Energien ans Netz
zu bringen. Naturschutz und
Interessen der Bürger finden
immer Berücksichtigung, al-
lerdings muss Versorgungssi-
cherheit im Vordergrund ste-
hen. 

Wie läuft das in anderen EU-
Ländern?

Es läuft gut, genau wie in
England, dem Parade-Beispiel
für gut funktionierenden
Wettbewerb und guter Regu-
lierung. Es ist egal, wem das
Netz gehört, entscheidend ist
die Regulierung. 

Mit Claudia Kemfert
sprach Beate Möschl

„Verbraucher wird kaum entlastet“
DIW-Expertin Claudia Kemfert im RUNDSCHAU-Gespräch zum Stromnetzverkauf

Nachdem der Energiekonzern
Vattenfall Europe vorge-
prescht war, hat der Wettbe-
werber Eon die Nase vorn. Der
Aufsichtsrat des Düsseldorfer
Konzerns gab am Montag-
abend grünes Licht für den
Verkauf des Eon-Hochspan-
nungsnetzes an den nieder-
ländischen Netzbetreiber Ten-
net TSO. Die RUNDSCHAU
sprach mit Prof. Dr. Claudia
Kemfert, Leiterin der Abtei-
lung Energie, Verkehr und Um-
welt am Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW),
Berlin, über die Folgen des
Netzverkaufs. 

ZUM THEMA

Das zum Verkauf stehende Hochspannungsnetz des Düs-
seldorfer Energieriesen Eon hat eine Länge von rund
10 000 Kilometern. Es soll für knapp eine Milliarde Euro
veräußert werden. Für die Zusage, das Hochspannungs-
netz sowie 4800 Megawatt Kraftwerksleistung zu verkau-
fen, hatte die Brüsseler Wettbewerbsbehörde im Sommer
2008 ein Wettbewerbsverfahren gegen Eon eingestellt. 
Vattenfall plant Berichten zufolge den Verkauf seines circa
9700 Kilometer langen Höchstspannungsnetzes an ein
Konsortium aus der Finanzbranche – bestehend aus der
US-Investmentbank Goldman Sachs und Töchtern der
Deutschen Bank sowie des Versicherers Allianz. Das Netz
soll für rund 500 Millionen Euro den Besitzer wechseln.
Die größten deutschen Transportnetzbetreiber RWE und
EnBW wollen an ihren Netzen festhalten. Die Gründung ei-
ner einheitlichen Deutschen Netz AG, wie die Bundesregie-
rung sie anstrebt, könnte damit nur gegen den Willen der
beiden Konzerne durchgesetzt werden.

Ein Vattenfall-Baukontrolleur steht an einem Strommast der
Südwestkuppelleitung des Energiekonzerns bei Steigra (Sach-
sen-Anhalt). Die 380-Kilovolt-Leitung soll 210 Kilometer von
Halle nach Erfurt und dann über den Kamm des Thüringer Wal-
des bis nach Schweinfurt in Franken reichen. Archivfoto: dpa

Claudia Kemfert

NACHRICHTEN

Gaspreis bleibt 
für Eon-Kunden stabil
Essen. Eon-Kunden müssen
zum Jahreswechsel nicht mit
Gaspreiserhöhungen rechnen.
„Die Preise bleiben stabil“, be-
stätigte Eon Ruhrgas am Mon-
tag. Auch auf Großabnehmer
kämen beim Start ins neue
Jahr keine Veränderungen zu,
sagte ein Sprecher in Essen.
Wie sich die Preise im Jahres-
verlauf entwickeln, hänge vom
Ölpreis ab. dpa/ab

Nokia tauscht Millionen 
Handy-Ladegeräte aus
Helsinki. Der Mobiltelefon-
hersteller Nokia hat am Mon-
tag weltweit Millionen mögli-
cherweise fehlerhafte Ladege-
räte vorsorglich zurückgeru-
fen. Bei bestimmten Modellen
der Typen AC-3E, AC-3U und
AC-4U bestehe die Gefahr ei-
nes elektrischen Schlags, teilte
das Unternehmen am Montag
in Helsinki mit. AFP/ab

Verdi-Aktion für gleichen 
Lohn im Einzelhandel
Berlin. Mit einer Aktion am
früheren Berliner Grenzüber-
gang Checkpoint Charlie hat
die Gewerkschaft verdi am
Montag für gleiche Bezahlung
im Einzelhandel in Ost und
West geworben. Etwa 30 ver-
di-Mitglieder führten ein „Ta-
rif-Märchen“ auf, wie die Ge-
werkschaft berichtete. Verdi
kritisiert, die Arbeitgeber hät-
ten seit 1998 keine weiteren
Schritte zur Ost-West-Anglei-
chung getan. dpa/ab

Landesbank Berlin 
gelingt Gewinnsprung
Berlin. Die Landesbank Berlin
(LBB) hat sich von der Finanz-
krise gut erholt. Das Institut
der Sparkassen-Gruppe stei-
gerte sein Ergebnis in den ers-
ten neun Monaten dieses Jah-
res kräftig. Wie die Landes-
bank am Montag mitteilte, ver-
buchte sie einen Gewinn vor
Steuern von 306 Millionen
Euro, im Vorjahreszeitraum
waren es lediglich drei Millio-
nen. dpa/ab
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